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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

National- und Ständerat überwiesen 2014 eine Motion Schmid (fdp, GR), die den
Bundesrat beauftragt, das Zollgesetz dahingehend zu ändern, dass
Transportunternehmen von der Solidarhaftung für Zollschulden befreit werden. Die
Motion sieht vor, dass eine Befreiung von der solidarischen Haftung dann möglich ist,
wenn der Frachtführer nicht in der Lage ist zu erkennen, ob die mitgeführte Ware
richtig angemeldet worden ist. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.
Insbesonders befürchtete er, dass es durch die neue Regelung vemehrt zu Ausfällen bei
den Einfuhrabgaben kommen könnte. Dieses Argument fand aber weder bei der
Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR), die bei 5 Enthaltungen einstimmig
für eine Annahme der Motion votierte, noch in den beiden Räten Gehör. 1

MOTION
DATUM: 11.12.2014
DAVID ZUMBACH

L’initiative du canton de Thurgovie a été rejetée par le Conseil des États par 19 voix
contre 18 et 1 abstention. La chambre des États suit donc la recommandation de la
CER-CE d’une seule voix. Cette initiative s’inscrit dans le débat sur l’îlot de cherté
helvétique. Elle propose la suppression de la franchise-valeur dans le tourisme
d’achat. Bien qu’ils aient rejeté l’initiative, les sénateurs et sénatrices ont reconnu la
problématique de l’îlot de cherté. Néanmoins, Martin Schmid (plr, GR) pour la
commission, puis Werner Hösli (udc, GL) et Ruedi Noser (plr, ZH) ont expliqué que la
solution avancée par le canton de Thurgovie n’était pas adéquate, mais qu’une autre
solution devrait être trouvée dans un futur proche. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Gesellschaftsrecht

In der Herbstsession 2015 befasste sich dann der Ständerat mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) und der Thematik der
gewerbsmässigen Vertretung im Zwangsvollstreckungsverfahren. Die vorberatende
Rechtskommission (RK-SR) hatte sich bei vier Enthaltungen mit 9 zu 0 Stimmen für den
schweizweiten Marktzugang für gewerbsmässige Vertreter ausgesprochen. Zudem war
die Kommission dem Nationalrat gefolgt und hatte entgegen dem Entwurf des
Bundesrates einstimmig beschlossen, den Kantonen die Möglichkeit zu belassen, einer
Person aus wichtigen Gründen die gewerbsmässige Vertretung zu verbieten. In der
eingangs geführten Eintretensdebatte bezeichnete Martin Schmid (fdp, GR) die Vorlage
als "verfassungswidrig", da die ebenfalls beantragten redaktionellen Bereinigungen der
Zivilprozessordnung (ZPO) in keinem Zusammenhang mit dem Hauptrevisionspunkt
stünden. Der Nichteintretensantrag blieb aber auch in der kleinen Kammer ohne Erfolg.
Der Ständerat entschied mit 27 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung auf Eintreten. In der
Detailberatung folgte der Ständerat seiner Rechtskommission und stimmte dem
Beschluss des Nationalrates zu. In der Gesamtabstimmung nahmen 27 Ständerate den
Entwurf an, 13 lehnten ihn ab. 

Am 25. September 2015 gelangte die Vorlage dann in beiden Kammern zur
Schlussabstimmung. Als einziger Parlamentarier stimmte Ständerat Luc Recordon (gp,
VD) gegen die SchKG-Revision. Die Referendumsfrist verstrich indes am 14. Januar 2016
ungenutzt. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2015
DAVID ZUMBACH

1) AB NR, 2014, S. 2327 f.; AB SR, 2014, S. 420
2) BO CE, 2019, pp. 779 s.; SGT, 2.8.19; TA, 31.8.19
3) AB SR, 2015, S. 778 ff.
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